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Bericht von der Veranstaltung mit 
Dhoruba am 31.5. in Hamburg 


Am 30. und 31.5. fanden in Hamburg zwei Diskussionsveranstaltungen 
mit Dhoruba al-Mujahud bin Wahad statt (Dhoruba war als Mitglied der 
Black Panther Party 19 Jahre in den USA im Knast und ist jetzt seit 
einem Jahr wieder draußen). Er redete am ersten Tag sehr lange über 
Rassismus und die Verbreitung des europäischen Rassismus weltweit, 
auch innerhalb der progressiven US-amerikanischen Linken. Außerdem 
hielt er einen längeren Beitrag über unsere Entfremdung und unsere 
eigene Geschichtslosigkeit. Wir haben vor, über den ersten Tag so bald 
wie möglich im Info zu berichten. Wir haben uns überlegt, zu dem zwei- 
ten Tag einen Bericht zu schreiben, um die Veranstaltung vielen zugäng- 
lich zu machen und um ein paar Gedanken daraus mal festzuhalten, so- 
zusagen als eine Grundlage für die weitere Diskussion. 

Anwesend waren in etwa 30 Leute; die Vorbereitungsgruppe hatte 
Einladungen an einzelne Gruppen und Menschen verschickt, bei denen 
sie von Interesse für die Sache der politischen Gefangenen ausging. Leu- 
te aus Stadtteilgruppen, Hafen, Soli-Gruppen, AGIPA, Frauenzusam- 
menhängen, Infobüro etc. 

Dhoruba war gebeten worden, am zweiten Tag von der Freedom- 
Now-Kampagne zu erzählen, wie sie strukturiert ist, wie sie sich entwik- 
kelt. Darüber hinaus wollte er uns seine Idee einer internationalen Ver- 
netzung für die Freiheit der politischen Gefangenen erklären. Er hatte 
das bei seinem letzten Besuch im Februar in der BRD schon angespro- 
chen, und das Treffen sollte eigentlich dazu dienen, über diese Idee ge- 
nauer zu sprechen. 

Zu Beginn erzählte Dhoruba also von der Freedom-Now-Kampagne. 
Vieles wissen wir ja schon. Sie wird getragen von Mitgliedern aus ver- 
schiedenen Befreiungsbewegungen, Puertoricanern, Schwarzen, India- 
nern, Chicanos und weißen Antiimperialisten. 

Er sagt, die Kampagne ist die ganze Zeit mit dem Problem konfron- 
tiert, daß es an Geld mangelt. Die Beteiligung der verschiedenen Bewe- 
gungen ist unterschiedlich stark, es werden nicht die gleichen Prioritäten 
gesetzt. Das ist allerdings nicht auf politische Entscheidungen zurückzu- 
führen, sondern auf die schlechte Organisierung und den Mangel an Mit- 
teln. 

Freedom Now ist ins Leben gerufen worden, um um auf nationaler 
Ebene Bewußtsein über die politischen Gefangenen zu schaffen, gleich- 
zeitig aber auch, um den Kampf für die Freiheit der politischen Gefange- 
nen zu internationalisieren, eine radikale Alternative zu amnesty inter- 
national zu schaffen. 

Freedom Now ersetzt nicht die Arbeit der Verteidigungskomitees, de- 
ren Aufgabe es ist, für den Schutz und die Belange bestimmter Gefange- 
ner zu sorgen. 

Ein Ergebnis der bisherigen Arbeit ist, daß Freedom Now eine Kraft 
geschaffen hat, zu der die einzelnen Befreiungsbewegungen nicht in der 
Lage sind. Allerdings ist das Bündnis infolge seines weiten Spektrums 
bislang nicht fähig gewesen, dieses Potential zu nutzen. 

Wie ist Freedom Now organisiert? Es ist eine nationale Organisation. 
Es gibt ein nationales Leitungsgremium und regionale Komitees. Erste- 
res trifft sich einmal im Monat, die regionalen Komitees alle zwei Wo- 
chen; sie koordinieren die Arbeit der Verteidigungskomitees. Innerhalb 
dieser Struktur gibt es ein internationales Komitee, ein Propaganda- 
Komitee, eins, das den Gefangenen Briefe schreibt bzw. beantwortet 
usw. und ein juristisches Komitee. 

Zunächst mußte überhaupt erstmal bestimmt werden, welche Gefan- 
gene teil in der Kampagne sein sollten, welche Gefangene politische Ge- 
fangene sind. Das war ein längerer Prozeß. Die verschiedenen Bewe- 
gungen haben Listen von den politischen Gefangenen gemacht, die aus 
ihren Zusammenhängen und Organisationen kommen. Es gibt ein weite- 
res Komitee, das „‚Rechtliches-Dossier‘‘-Komitee. Darin sind Anwälte 
und Mitglieder aus den Bewegungen. Sie bekommen Material von den 


Gefangenen, arbeiten es auf und verfassen einen Bericht, daß die Gefan- 
genen politische Gefangene sind. Das dauerte sehr lange und führte zu 
Widersprüchen. Am Ende hat dann Freedom Now eine Liste ‚anerkann- 
ter“ politischer Gefangener. 

Freedom Now macht eine Zeitung. Die Produktion ist in Chicago. Er 
sagt, das, weil dort die einzigen Menschen waren, die das übernehmen 
wollten, einen regelmäßigen Rundbrief rauszugeben. Die ganze Arbeit 
ist eben eine freiwillige Entscheidung. 

Um Geld für die Kampagne aufzutreiben, verkaufen sie Sweat- und 
T-Shirts, Buttons, Literatur ... 

Mittlerweile legt das Dossier-Komitee nicht mehr fest, wer politische 
Gefangene ist, sondern die einzelnen Bewegungen. 


Nun kommt er zu dem Vorschlag für eine internationale Allianz. Gene- 
rell, denkt er, ist sie in Sachen der politischen Gefangenen ein erster 
Schritt für eine grundsätzliche Allianz radikaler und revolutionärer 
Kräfte. 

Wie soll sie aufgebaut werden, wo soll angefangen werden? Es darf 
nicht so kommen, daß die Leute ihre eigene politische Arbeit aufgeben 
und stattdessen zu den politischen Gefangenen arbeiten. Sie sollen ver- 
stehen, was sie der Kernpunkt staatlicher Repression angeht und aus ih- 
rer Arbeit ein Verhältnis herstellen. 

Praktisch sähe es seiner Meinung nach so aus: Es gibt eine Reihe von 
Treffen, es wird ein Positionspapier mit Prinzipien für eine Einheits- 
front für die Unterstützung der politischen Gefangenen gemacht. Man 
fängt in einer Stadt an, andere kommen hinzu, und macht, wenn es ein- 
mal durch ist, ein nationales Treffen. 

Sie haben in den USA ein Treffen mit religiösen Gruppen gemacht, die 
für Menschenrechte arbeiten. Es gab Arbeitsgruppen zu Repression etc. 
Am Schluß stand ein ökumenisches Positionspapier gegen Menschen- 
rechtsverletzungen. Daraufhin konnte er in Kirchen, in Gottesdiensten 
über die politischen Gefangenen sprechen. Das als Beispiel. 

Es gibt also ein Treffen, jede Gruppe macht ein Positionspapier, was 
ihre Arbeit mit der Unterstützungsarbeit für die politischen Gefangenen 
verbindet, und daraus entsteht ein Programm für die weitere Arbeit. 

Einen Zeitplan zu entwerfen ist wichtig, um das ganze einzugrenzen 
und Druck auszuüben, um in die Gänge zu kommen. 

Das ist seine Vorstellung von der Struktur. 

Dann war Pause. 


Danach kam die Diskussion. 

Jemand sagt, daß wir hinsichtlich seiner Idee doch nicht am Anfang 
stehen. Es gab den Zusammenlegungs-Aufruf des Initiativkreises für 
den Erhalt der Hafenstraße 1989, vor dem letzten Hungerstreik. Ein 
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Mangel war allerdings, daß damit nur einseitig an Menschen und Grup- 
pen herangetreten wurde, anstatt daß diese formulieren, was sie mit den 
Gefangenen verbindet (hat es aber in den zig Soli-Erklärungen während 
des Hungerstreiks auch gegeben). 

Es wird die Frage gestellt, inwieweit Dhoruba überhaupt weiß, was es 
heute an politischen Strukturen, die genutzt werden können, gibt. Viele 
Gruppen, die während des Hungerstreiks solidarisch waren, existieren 
praktisch nicht mehr, z.B. die DKP (das Treffen fand in ihren Räumen 
statt) ... 

.. Dhoruba wirft ein, daß die orthodoxen Gruppen von vornherein 
zum Scheitern verurteilt waren ... 

.., aber nicht nur orthodoxe Gruppen haben sich praktisch aufgelöst, 
auch Zusammenhänge des Widerstandes, z.B. das Revolutionäre- 
Block-Plenum. Stattdessen gibt es andere Gruppen, Stadtteil- und Soli- 
arbeit etc., die allerdings keine Verbindung untereinander haben. Dho- 
ruba steigt ein, daß es gerade deshalb besonders wichtig ist, den Prozeß 
für die Einheit voranzutreiben. Er sieht ein großes Potential. Es ist ein 
Zeitabschnitt, in dem kleine Gruppen bestimmte Probleme lösen kön- 
nen, gegen die allgemein herrschende Apathie in der Linken. 

Es wird zur Diskussion gestellt, ob sein Vorschlag mit den Positions- 
papieren einen Sinn macht. Jemand sagt, daß wir es auf ein konkretes 
Ziel hin überlegen könnten. Z.B. findet im Sommer (eventuell Juli) ein 
Treffen von Künstlern und Künstlerinnen der DDR statt. Sie sind an die 
Vereinigte Linke herangetreten, dort einen Oppositionskongreß zu or- 
ganisieren. Es ist vielleicht eine gute Gelegenheit, mit der Sache der Ge- 
fangenen dort präsent zu sein. 

Wer anders wiederholt noch einmal, daß wesentliche Punkte der Ba- 
sisarbeit, wie sie Dhoruba nennt, schon im letzten Hungerstreik erreicht 
wurden. Gefehlt hat, die unterschiedlichen Aktivitäten in einer Orientie- 
rung zusammenzufassen, also es hat keine Diskussion über die verschie- 
denen Motive und Ziele stattgefunden. Positionspapiere könnten da ein 
neuer Anfang sein. Allerdings einen Zeitplan zu entwerfen, wie es Dho- 
ruba vorschlägt, das hält er für verfrüht. Zu der Art, wie sie so etwas 
machen, erzählt Dhoruba: Sie laden Leute aus den Communities ein, 
drei, vier Leute, machen einen großen Rahmen, das geht zurück in die 
Community, kann verbessert werden; es gibt einen festen Zeitpunkt für 
die Fertigstellung ; es geht erneut zurück in die Communities, kann kriti- 
siert werden. Ansonsten hat man zwölf verschiedene Positionspapiere, 
und es bleibt unklar, was die Menschen verbindet. 

Jemand sagt, daß sie das Überlegen an solchen Positionspapieren zu 
abstrakt findet. Ihr geht die ganze Zeit die aktuelle Situation, die drohen- 
de Auseinanderlegung der Kleingruppen durch den Kopf. Wir müssen 
darüber konkret reden, anders Bent es not Wir müssen dem etwas ent- 
gegensetzen. 

Darauf erwidert eine, daß, wenn wieder nur auf die reaktionäre Linie 
reagiert wird, wir nicht weiterkommen, eine Kraft zu entwickeln, die die 
Freiheit der politischen Gefangenen durchsetzt. Sich darum gemeinsa- 
me Gedanken zu machen, steht aber an. Dhoruba fragt, ob es sein kann, 
daß wir Probleme mit der Unterscheidung von Strategie und Taktik ha- 
ben. Er findet es richtig, auf die verschärfte Situation mit Aktionen zu 
reagieren. Das eine schließt aber das andere nicht aus. Es wird z.B. ein 
Aktionsaufruf gemacht, wegen der aktuellen Bedingungen in den Knä- 
sten, der aber gleichzeitig auch eine strategische Vision enthält, also 
Vorstellungen, wie das generelle Ziel, die Freiheit der Gefangenen, er- 
reicht werden kann, wie wir das angehen wollen. Sie haben es ähnlich 
gemacht, haben z.B. Mumia Abu-Jamal und Bashir Hamid wegen ihrer 
lebensbedrohlichen Situation Vorrang gegeben. Die’ Zeitung, die sie 
machen, ist für solche dringlichen Fälle. So waren sie bei Alan Berkman 
und Bashir Hamid erfolgreich. 

Jemand wiederholt, daß wir unbedingt die Auseinanderlegung der 
Kleingruppen verhindern müssen. Besonders zugespitzt ist es in Nord- 
rhein-Westfalen. Es wird versucht, Stimmung gegen die Gruppe in 
Köln-Ossendorf zu machen. Die Schließer-Vertretung wendet sich ans 
Jumi. Dhoruba sagt, wir müssen dagegen angehen, müssen ihre Pläne 
durchkreuzen. Haben wir z.B. eine Gegen-Pressekonferenz gemacht, 
wenn sie eine Pressekonferenz machen? Haben wir die Vergangenheit 
der Schließer auf faschistische Aktivitäten hin durchleuchtet? Wenn die 
Presse nicht zu unseren Pressekonferenzen kommt, müssen wir Demon- 


strationen vor den Pressezentren machen. So bekommt der Kampf eine 


eigene Dynamik. 

An dieser Stelle wird kurz eingeworfen, daß in dieser Woche zwei 
Kundgebungen vor Pressezentren stattfinden (bei Erscheinen des Infos 
stattgefunden haben): vor dem Hamburger Abendblatt wegen seiner 
Hetze im Zusammenhang mit dem Prozeß gegen Holger Deilke; und vor 
Gruner&Jahr wegen der haufenweise Strafbefehle, die es inzwischen 
wegen der Sternbesetzung gibt. 

Dhoruba fährt fort, daß es Aufgabe der Anwälte ist, sich juristische 


Strategien zu überlegen; andere, deren Job das nicht sei, könnten z.B. 
eine Pressekonferenz auf.den Stufen des Gerichts machen. Wenn man 
über die politische Identität der Gefangenen keinen Zugang zu Men- 
schen findet, muß man es zu einer Bürgerrechtssache machen, wie die 
Rechte der Gefangenen verletzt werden, oder der Presse vorhalten, daß 


. sie permanent nur von einer Seite ‚informiert‘ wird. Es gibt viele Mög- 


lichkeiten, und das müssen ja nicht immer alle machen, sondern einzelne 
packen sich etwas zusammen. 

Die letzte Frage zielt dann doch noch auf seinen Vorschlag eines inter- 
nationalen Netzwerkes ab, beinhaltet, wer denn eine solche Organisa- 
tion ins Leben rufen könne. Schließlich sind wir nur ein Teil, sozusagen 
ein Drittel, der Menschen, die es betrifft: nämlich die Gefangenen, den 
Widerstand und andere solidarische Leute und Gruppen, die aber nicht 
anwesend sind. i 

Darauf meint Dhoruba, daß wir den Gefangenen so verpflichtet sind, 
daß wir sie informieren, ihren Rat aufsuchen, daß wir aber taktische Ent- 
scheidungen selbst treffen müssen. Er hält dann noch eine Art Schluß- 
wort, wo die Übersetzerinnen nicht mehr ganz mitkamen. 


Daran anschließend wird ein Vorschlag für eine Zeitungsanzeige vorge- 
stellt, eine Idee, die Situation, die Forderungen der Gefangenen und un- 
ser Bemühen darum wieder mehr an die Öffentlichkeit zu bringen. 

Fürs nächste Treffen (am heutigen Erscheinungsdatum) ist das Be- 
dürfnis da, die Diskussion um Freiheit der politischen Gefangenen zu 
beginnen bzw. wiederaufzunehmen, über Mumias Situation zu reden, 
was wir tun können, um seine Hinrichtung zu verhindern, eventuell et- 
was zusammen mit Freedom Now zu machen, die für den 10. August ei- 
ne Demonstration in den USA organisieren, und als weiteres, ausführ- 
licher über den Oppositionskongreß zu sprechen, der in der DDR statt- 
finden soll. 


Prozeß gegen Holger: Sprung auf den Richtertisch 


Beim Prozeß im Hamburger Staatsschutzsaal gegen Holger Deilke, dem 
Mitgliedschaft in der RAF vorgeworfen wird, schloß das Gericht am 
17.5. erst die Zuschauerinnen und Zuschauer und dann den Angeklag- 
ten „‚bis auf weiteres‘ von der Verhandlung aus. 

ZuschauerInnen hatten aus Papierbuchstaben ‚Holger muß raus‘ an 
die Panzerglasscheibe, die die Öffentlichkeit von Gericht, Angeklagten 
und Presse trennt, geheftet und mit lautem Rufen die Freilassung gefor- 
dert. Als daraufhin die Öffentlichkeit ausgesperrt wurde, bat Holger den 
Vorsitzenden Richter, Albrecht Mentz, auch ihn auszuschließen. ‚Ohne 
Öffentlichkeit macht für mich eine Teilnahme keinen Sinn.“ 

Mentz lehnte ab. Holger fragte höflich, was er tun müsse, um sein Ziel 
zu erreichen, ob etwa Beleidigungen ausreichten? Doch selbst Titulie- 
rungen wie ‚Ratte‘, „Killer“, ‚‚Faschistenschwein‘“ bewirkten nichts. 
Mentz: „Das meinen Sie ja gar nicht ernst“ Holger: „Muß ich denn 
noch etwas draufsetzen ?‘‘ Sprach’s und sprang auf den Richtertisch. So- 
fort rissen Beamte den Angeklagten prügelnd zu Boden. Mentz zynisch: 
„Lassen Sie noch was von ihm übrig.‘ In Fesseln wurde Holger für die- 
sen Tag in die Zelle verfrachtet. 

Quelle: taz Hamburg vom 18. 5. 1991 


Erklärung von Holger vom 15.5. 91 


Nachdem die BAW relativ pünktlich zu Prozeßbeginn mittels Hambur- 
ger Abendblatt in diesen Prozeß sozusagen von außen eingriff mit dem 
Wiederauffrischen der Behauptung, sie hätten bei der Mai-Razzia letztes 
Jahr im Hafen Stadtpläne mitgenommen, die genaue Aufzeichnungen zu 
angeblichen Ausspähungen von Managern aus Industrie und Politik ent- 
hielten, will ich zu dem ganzen Komplex jetzt schon mal was sagen. Sie 
ziehen mit ihren Behauptungen eine Verbindung zu diesem Prozeß, in- 
dem sie die Pläne in Verbindung bringen mit der Kate in Lasbek, die u.a. 
mir zugeschrieben wird, und behaupten weiter, daß die beiden, die die 
Kate nach der Verhaftung von Ute und mir verlassen haben sollen, diese 
Pläne mal eben im Hafen vorbeigebracht haben sollen. Ausgerechnet im 
Hafen, den wohl bestbewachten Häusern weit und breit — und dann 
auch noch von zweien, die offensichtlich von einer Fahndung nach ihnen 
ausgegangen sind. 

Dieses Puschen der Lügenbehauptungen durch den Staatsschutz hat es 
dann für mich nochmal angeschoben, dazu was zu sagen, d.h. von der 
Zeit zu reden, in der wir gesucht wurden, weil ihnen mein Schweigen bis 
jetzt den Raum läßt, mit ihren Behauptungen zu arbeiten und auf dieser 
Grundlage verschiedenste Zusammenhänge und Menschen anzugreifen. 
Wie z.B. den Hafen. 

Daß ich dazu erst jetzt so spät was sage, kommt u.a. aus der ganzen 
Unbestimmtheit und Ungenauigkeit, mit der wir damals weggegangen 
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waren und in der wir uns festgebissen hatten. Es war damals eine Ent- 
scheidung aus einer Situation raus, die sehr widersprüchlich war: 

— Einerseits gab es eine starke internationalistische Mobilisierung ; 
zur grad begonnenen Intifada in Palästina, an der uns besonders die Ent- 
schlossenheit der Menschen mobilisiert hatte, ihr Leben in die eigene 
Hand zu nehmen, sich für die Ziele selbst zu organisieren und zu kämp- 
fen; zum damaligen HS (Hungerstreik — d. Red:) der Gefangenen aus 
AD für ihre Zusammenlegung, für uns auch zum kurdischen Befreiungs- 
kampf, mit dem wir uns viel auseinandergesetzt hatten und von dem wir 
viel gelernt hatten. Und das sollte zusammenkommen in einer Mobilisie- 
rung gegen die EG, also gegen die WE- (Westeuropa — d. Red.)Formie- 
rung, wofür die Mobilisierung zur San Jos&/EG-Konferenz Anfang 88 
in HH ein erster gemeinsamer materieller Ansatz sein sollte bzw. war, 
mit dem wir in Solidarität mit den weltweiten Befreiungsbewegungen 
die Entwicklung für den eigenen Kampf um Befreiung hier anpacken 
wollten. 

— Andererseits hat das Starren auf die Repression noch viel bestimmt, 
es gab keine konkreten Vorstellungen, wie wir damit umgehen wollen 
und können. 

Das war, kurz angerissen, die widersprüchliche Situation. Und uns 
ging es darum, sie zu überwinden, uns zusammen mit vielen durch den 
Wust durchzukämpfen. Diese Entwicklung wurde dann durch den OLG- 
Termin im April 88 und vor allem durch unsere Entscheidung, dort nicht 
zu erscheinen, abrupt unterbrochen, ohne die Unbestimmtheit gebro- 
chen zu haben. | 


Aus dieser Unorientiertheit, die wir in der Folgezeit immer weiter mit 
uns rumgeschleppt hatten, wollten wir uns kurz vor der Verhaftung end- 
lich rausarbeiten: Und das war unsere subjektive Ausgangssituation, 
aus der raus wir dann mit Knast und der ganzen Hetze gegen uns und vor 
allem andere Zusammenhänge — besonders Hafen — konfrontiert wa- 
ren. | | 

Und daraus hatte ich es dann auch nicht geschafft, bis jetzt, die Verant- 
wortung für die Fehler und Falschorientierungen zu übernehmen ; was 
hätte bedeuten müssen, eher und genauer was zu der Zeit zu sagen, als 
ich es hingekriegt habe. 

Das soll jetzt anders werden, und das heute ist der Anfang. 

An dieser Stelle noch kurz zu dem einen Satz zu Illegalität, den ich in 
meiner zweiten Kurzerklärung am ersten Prozeßtag gesagt habe, damit 
der nicht mißverstanden wird. Ich hab da gesagt, Illegalität wird immer 
ein wesentliches Element der revolutionären: Entwicklung sein. Das ist 
auch richtig. Damit meine ich allerdings nicht unsere Entscheidung da- 
mals. Ilegalität ist kein Fluchtpunkt, nichts zum irgendwie und auf Dau- 
er „‚Entweichen‘, sondern nur möglich und sinnvoll aus einer Entschei- 
dung für konkrete Projekte, die diese Bedingung zur Voraussetzung ha- 
ben, als Teil eines Zusammenhangs. 

Anders, also als in erster Linie Entscheidung gegen den Knast, das 
Starren auf die Repression nicht mehr zu wollen — wie es für uns in der 
Hauptsache war —, fallen einem die ganzen Unsicherheiten, Ungenau- 
igkeiten und Abstraktheiten wie ein ganzes Bergmassiv auf die Füße. 

Dazu, also zu dem ganzen Komplex unserer Erfahrungen, werde ich 
später noch genauer reden, damit es Erfahrungen werden, die zu was gut 
sind, aus denen gelernt werden kann, damit sie nicht wiederholt werden 
müssen. 


Zum Konkreten, den Plänen und was dazu behauptet wird: 

Daran stimmt nichts. | 

Die Formulierung im HH-Abendblatt, es sei mit ,, geheimdienstlichen 
Mitteln‘ gearbeitet worden, kommt der Wahrheit vermutlich ziemlich 
nahe, weil es für die Eintragungen in den Plänen keine andere Erklärung 
gibt, als daß der VS/SS (Verfassungsschutz / Staatsschutz — d. Red.) 
selbst in ihnen rummanipuliert haben muß. Eine derartig gezielte und 
genaue Arbeit und Bestimmung, wie es die Propaganda zu den Stadtplä- 
nen suggeriert, das war nicht unsere Situation ; und den materiellen Bo- 
den dafür, also die ganze Logistik, hatten wir schon gar nicht. 

Das wird auch schon klar aus dem, was in diesem Verfahren zur Spra- 
' che kam zu unseren Bedingungen. 

Es war insgesamt eine dermaßen wackelige Kiste, daß im Grunde 
schon die minimalsten Voraussetzungen für eine langfristige Arbeit ge- 
fehlt haben. 

Konkret: An dem, was bislang in den Medien zur Wohnung in Tö be- 
hauptet und gemutmaßt wird, ist — bis auf die Tatsache unserer Anwe- 
senheit, und selbst daran stimmt noch nicht mal unser Ankunftsdatum — 
nichts dran. 

Also daß sie Ausgangspunkt für gezielte Ausspähungen im norddeut- 
schen Raum oder sonstwo gewesen wäre, das hat mit der Realität, wie 
sie damals für uns war, nichts zu tun. 
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Fakt ist, daß wir dringend ein Dach über dem Kopf brauchten, um 
endlich mal ernsthaft damit anzufangen, für uns zu einer Entscheidung 
zu kommen, was wir nun genau wollen und wie. i 

Eben: Bestimmen, wie wir weiter Teil der Entwicklung sein wollen 
und können, wie wir mit der Kriminalisierung umgehen usw. — wie ge- 
sagt, dazu werde ich im Verlauf des Verfahrens noch mehr sagen: Jetzt 
muß erstmal reichen, daß wir Ende 89 dringend eine Wohnung brauch- 
ten, und es war ziemlich egal, wo. Also was z.B. behauptet wurde, wir 
wären in Tö gewesen, um uns Stoltenbergs Feriendomizil anzugucken: 
Das ist Quatsch, wir wußten noch nicht mal, daß er oder irgend jemand, 
der eine wie auch immer geartete mehr oder weniger wichtige Funktion 
in der imperialistischen Formierung und Struktur haben könnte, in die- 
ser Gegend wohnt oder sich hin und wieder dort aufhält. Wahrscheinlich 
gibt es kaum einen Flecken in der BRD, in dessen Nähe nicht irgendeiner 
dieser Figuren eine Wohnung hat oder seine Firma oder sonstwas. 

Wir haben uns darum bei der ‚‚Wahl‘“ von Tö einfach nicht geküm- 
mert, es hat uns nicht interessiert. 

Es ging uns um eine vorübergehende Bleibe, und dafür nahmen wir 
auch das Risiko in Kauf, die Wohnung auf unsicherem Boden zu krie- 
gen. Also daß wir sie selbst und ohne Papiere angemietet haben — weil 
wir keinen anderen Weg gefunden haben, wir hatten einfach nichts —, 
das drückt das ganze Wackelige ja schon aus. Die Vermieterin hätte sich 
ja bloß mal nach der Vermietung genauer erkundigen brauchen, dann 
wäre sofort rausgekommen, daß da was nicht stimmt, und wir hätten 
nichts davon mitbekommen können — bis zu dem Moment unserer Ver- 
haftung, und wer weiß, was vorher für ein Rattenschwanz an Observa- 
tion gelaufen wäre. Im Grunde also ein Ding der Unmöglichkeit. Und 
wenn die Vermieterin hier von der Existenz eines vorgelegten Auswei- 
ses redete, dann weiß ich nicht, wovon sie sprach. Es gab keinen. Viel- 
leicht will sie auch nur im nachherein ihre Schludrigkeit vertuschen, wer 
weiß. 

Also es war auch klar, daß die Wohnung alles andere als ‚‚sicher“ 
war. 

Zudem ist die Gegend, in der Tö liegt, denkbar ungeeignet für einen 
Aufenthalt. Falls irgendetwas unsicher wird, also ein schnelles Ver- 
schwinden nötig wird, gibt es dort einfach keine Möglichkeit, Wwegzu- 
kommen. Ein Blick auf eine Land- bzw. Straßenkarte macht das über- 
deutlich. Alles ist dort flaches Land, und es führen nur zwei leicht und 
schnell zu sperrende Straßen aus dieser Art Halbinsel raus. Im Grunde 
ein Horror für jeden, nach dem gefahndet wird. - 

Aber wir hatten nichts anderes hingekriegt, und nach dem Chaos der 
bis dahin vergangenen Monate, dem nervenaufreibenden Durchwuseln 
ohne konkrete Bestimmung, brauchten wir irgendetwas, um mal Ord- 
nung in unsere Köpfe zu kriegen. 

Zu dem Unausgegorenen und Chaotischen gehört auch, daß wir mit 
dem Golf durch die Gegend gefahren sind, ohne für uns selbst oder für 
das Auto irgendwelche Papiere zu haben. Also was in den Medien dau- 
ernd gebracht wird, und was auch in der Anklage behauptet wird, Dou- 
blettenfahrzeuge werden von der RAF nur kurz vor Angriffen benutzt, 
also wären wir mit der konkreten Vorbereitung eines Angriffs befaßt 
gewesen — das hat mit unserer Realität nichts zu tun. 

Weil wir nicht in der RAF organisiert waren. 

Und weil wir den Wagen für unsere Fahrten benutzt haben, seit seiner 
Beschaffung. Wir brauchten ihn zur Fortbewegung, sind damit in der 
Gegend rumgefahren, obwohl wir uns damit einem großen Risiko der 
Entdeckung ausgesetzt haben. Es ging für uns nicht anders. Wir hatten 
weder die Mittel für Zugfahrten etc. noch die Möglichkeit, weil die In- 
frastruktur — was öffentliche Verkehrsmittel betrifft — einfach zu be- 
schissen war, und für auch nur ein klein wenig Mobilität brauchten wir 
ein Auto. Das bedeutete allerdings, daß bei der nächstbesten Verkehrs- 
kontrolle unsere Verhaftung so gut wie sicher gewesen wäre, ohne Pa- 
piere oder auch nur die Halterdaten. Doublettenschilder sind zwar bes- 
ser als nichts, bieten aber keinen hinreichenden Schutz. Das ist'dann ja 
auch an der Denunziation der Wohnungsverwalterin deutlich geworden: 
In ihrem paranoiden Wahn, nach dem Angriff auf Herrhausen die öffent- 
liche Fahndung nach einem Lancia auf den Golf vor ihrer Haustür proji- 
zieren zu müssen, hat sie sich die Kennzeichen gemerkt, und die einfa- 
che Halterüberprüfung führte dann zu unserer Verhaftung. 


Es ist schon wirklich dreist, aus diesen — auch dem SS bekannten — Tat- 
sachen und den völlig allgemeinen Aufzeichnungen, die sich u.a. mit 
der imperialistischen Struktur beschäftigen, also den Konzernen, Mili- 
tärs etc., zu behaupten, wir hätten aus unserer Bedrohung durch eine 
Verhaftung Anfang 88 einen Sprung zur RAF gemacht und sonstwo in 
der BRD minutiöse Angriffspläne — diesen Charakter sollen die Stadt- 
pläne ja haben — ausgearbeitet. 

Wieso u.a. der SS das so behauptet und auch dermaßen breit in der 
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Öffentlichkeit verbreiten läßt, dazu hat die RAF in ihrem Brief vom 
24.9.90 das Richtige gesagt: um Desorientierung zu schaffen über Kri- 
terien für illegale Organisierung. | 


Zusammengefaßt: Von uns kamen diese Stadtpläne mit den angeblichen 
Markierungen nicht. Ich kann das mit Bestimmtheit sagen. Und ich hab 
hier auch kurz angerissen, warum sie auch gar nicht von uns gekommen 
sein können. Es war eine insgesamt viel zu wackelige Struktur, mit der 
wir versucht haben, uns durchzuschlagen, als daß es eine materielle 
Grundlage hätte sein können für eine langfristige und konkrete Arbeit an 
einem revolutionären Projekt. Die RAF hat am 24.9. 90 gesagt, daß wir 
nicht bei ihnen gewesen sind, Cora und Kalle auch nicht, und daß weder 
Cora und Kalle noch Ute und ich irgendwen oder irgendwas für sie aus- 
gespäht hatten; und daß sie die Pläne selbstverständlich auch nicht im 
Hafen gelagert haben. 

Bei uns auch nicht. 

Und eine Gruppe wie die RAF, die in der Lage ist, so gezielte Schläge 
ins Herz des Staates zu führen, wie sie es seit 20 Jahren macht, hat si- 
cherlich bessere Lösungen, als ihre Ausarbeitungen einer derart unsi- 
cheren Struktur zu überlassen. Wozu sollte sie auch? 

Die Menschen im Hafen haben auch schon gesagt, sie wissen nichts 
von solchen Plänen, ebenso wie z.B. Menschen in Stuttgart und anderen 
Städten, in denen auch Razzien waren unter dem Vorwand der Stadtplä- 
ne. 

Da bleibt ja eigentlich nur noch der Staatsschutz über. 

Der Begriff für das, was da inszeniert wird, ist wohl: Komplott. Mit 
der Behauptung der so geschickt markierten Stadtpläne — so geschickt, 
daß die Markierungen gar nicht bzw. nur unter großem technischem 
Aufwand zu erkennen sind — haben sie sich eine kriminalistische 
Grundlage geschaffen für den Zugriff auf jede sie interessierende Woh- 
nung, jedes Auto etc. 

Es soll ihr Hebel sein, mit dem sie überall einzubrechen gedenken mit 
ihren sog. ‚Ermittlungen‘, Verfahren und Observationen. Es ist ja auch 
so praktisch : Der Hafen, den sie schon lange weghaben wollen, wird als 
„„Brutstätte‘‘, „Zentrale“ hingestellt, wo alles zusammenkommt, und 
weil aus dem Hafen raus derart genaue Ausspähungen wie vom Staats- 
schutz behauptet überall in der BRD nicht möglich sind, gibt es halt eine 
enge Zusammenarbeit mit Menschen in den jeweiligen Städten. Da sind 
sie wieder, die Lebenszusammenhänge, die ‚„‚Kontaktschuld‘“‘, über die 
gegen die Düsseldorfer ca. 40 Jahre Knast ausgesprochen wurden und 
mit der die Angriffe gegen die Kiefernstraße auf verschiedenen Ebenen 
liefen. Und weil der Staatsschutz seine ‚‚Beweise‘‘ selber zusammenba- 
stelt, lassen sie sich auch schlecht kriminalistisch widerlegen, er kann 
sie ja auf den Tisch legen. Das ist ja breit bekannt seit dem Prozeß gegen 
Helga Roos, wo sie Helgas Prints auf Kakaoflaschen fingerten, die der 
RAF zugeordnet wurden. 

Das soll dann der absolute Staatsschutzraum sein, gegen den dann 
nichts mehr ankommt, womit sie dann einen nach dem anderen aburtei- 
len können, bis niemand sich mehr traut, sich überhaupt noch laut zu äu- 
Bern. 

So denken sie sich das. 


Die authentische Entwicklung der Kämpfe wird ihnen die Grenze set- 
zen, an der ihre Konstrukte und Lügen auflaufen. Und „Grenze“ heißt 
natürlich nicht, daß sie keine Leute mehr verhaften. Das wäre ja irreal, 
zu glauben, wenn wir hier kämpfen, müßten wir keine Schläge mehr ein- 
stecken. Mit „Grenze“ ist die politische Wirkung gemeint, die sie mit 
ihrer Repression erzielen wollen und auch in den letzten Jahren (teilwei- 
se) erzielt haben. Nämlich das Erschrecken über die Schärfe der Schlä- 
ge, das Erstarrren vor dem Apparat, der Strukturiertheit und offenen 
Brutalität. Das hört da auf, wo die Kämpfe als authentischer Prozeß ent- 
wickelt werden und mit Mut und Entschlossenheit zu siegen geführt 
werden. 

Darum konzentriert sich auch so viel vom Staatsschutz auf den Hafen. 
Die Barritage (Barrikadentage — d. Red.) Ende 87 waren so was wie ein 
erster materieller Einschnitt in die Handlungsunfähigkeit in weiten Tei- 
len des Widerstandes. 

Da entstand für mich auch eine Nähe zum Hafen, weil in der ent- 
schlossenen Haltung, im konkreten Kampf ums eigene selbstbestimmte 
Leben eine mobilisierende Kraft steckte — Antworten auf viele Fragen. 

Ich hatte es in meinem Brief zu meiner Geschichte ja auch schon kurz 
angerissen, daß sich Ende #7 an der Mobilisierung, dem eigenen Mobili 
siert-Sein für die Durchsetzung der Hafenstraße gegen die massiven An- 
griffe, unsere eigene Situation verändert hatte, wir überhaupt erstmal 
mehr an unserer eigenen Situation kapiert hatten. 87 war uns, vielen im 
Widerstand, das ganze Ausmaß an Entfremdung, die Abstraktheit, mit 
. der versucht wurde, „Politik zu machen‘, auf die Füße gefallen. Wir 


hatten es nicht geschafft, das, was einige Gruppen aus dem Widerstand 


-zusammen mit der Guerilla in den und für die Offensiven entwickelt hat- 


ten, politisch von uns aus zu entwickeln, also eine eigene Entwicklung, 
Bestimmung und Praxis zu erarbeiten, von der aus wir mit anderen Zu- 
sammenhängen, militanten Gruppen hätten kämpfen können, der Re- 
pression unseren eigenen lebendigen Kampf hätten entgegenhalten kön- 
nen. Eben was in den Köpfen so die Vorstellung war: aus der eigenen 
Bestimmung raus zur Front zu kommen, sie zu entwickeln. Stattdessen 
war es so — zugespitzt gesagt —, daß aus der Vorstellung Front eine Art 
ideologische Konzeption gemacht wurde, von der wir ausgingen und 
von der wir andere irgendwie „überzeugen“ wollten. Also mehr an und 
über Front geredet und sie proklamiert, als sie zu sein. Ein Konzept 
übergestülpt, mit der ganzen Abstraktheit und Entfremdung, wie sie 
wohl nur in der Metropole vorzufinden ist. 

Die vielen wichtigen und guten Diskussionen, die damals geführt wur- 
den, auch angeschoben durch die Offensiven, 
an der Bedeutung Westeuropas, der Funktion der BRD darin, 
auch daran, was Unterdrückung hier ausmacht, Entfremdung, Isolation, 
Individualisierung, 
die Notwendigkeit und Bedeutung internationalistischer Bestimmung 
für eine revolutionäre Entwicklung — 
also die ganzen Diskussionen blieben oft abstrakt, Kopfwissen, wurden 
in nur wenigen Initiativen mal auf die Füße gestellt. Das drückte sich 
auch in den wenigen Momenten, die wir auf die Straße gingen, aus. 

Z.B. in der versuchten Demo am 18. 10.87 in Stuttgart. Zehn Jahre 
nach ... der Genossinnen und Genossen wollten wir vor der Weltöf- 
fentlichkeit zeigen, daß nichts ‚‚zu Ende‘ ist, wir weiter mit den Gefan- 
genen kämpfen, für eine revolutionäre Entwicklung hier und darin für 
die ZL. Für uns selbst war das in gewisser Weise ein anderer Ausdruck 
für die Losung, die die Veranstaltung in Detmold zwei Jahre zuvor hat- 
te: „Einen Revolutionär können sie töten, aber nicht die Revolution “$ 
und zu dieser Demo wurde auch viel Gutes gesagt — nur wurde sie aus- 
einandergetrieben und eingekesselt, kaum daß sie sich formiert hatte; 
und wie wenig sich die teilweise sehr kämpferischen Parolen auch in 
einer kämpferischen Haltung ausgedrückt hatten, also die Demo zu ver- 
teidigen und durchzusetzen, das brachte zum Ausdruck, wie wenig die 
Inhalte und Parolen wirklich stimmten und von uns selbst aus entwickelt 
sind. Das Herz und die Entschlossenheit, das tiefe Bewußtsein, um die 
eigene Befreiung zu kämpfen — das war alles noch kaum sichtbar. 

Die Repression bestimmte vieles und konnte so auch die zaghaften 
Versuche, sich gegen sie zu stellen, abwürgen. 

In der Situation wollten sie dann auch der Hafenstraße ein Ende berei- 
ten — was bekannterweise am lebendigen und entschlossenen Kampf der 
Menschen in den Häusern und der starken Solidarität scheiterte und im 
Gegenteil erstmal in Verhandlungen und einem Vertrag endete. 

Das Mobilisierende war, daß die Menschen in ihrem Kampf um Le- 
bens- und Kampfbedingungen ihren Willen zu siegen zur Entscheidung 
stellten. 

Daran war das Zaghafte, die defensive Haltung, sich nichts mehr zu- 
zutrauen, gebrochen, weil es da einfach unmittelbar und für jeden greif- 
bar war: Es ist ein Kampf ums eigene Leben; und darin wurden auch 
enorme Energien freigesetzt, die von vielen bis dahin verinnerlichten 
Grenzen durchbrochen. Das drückte sich in der Vielfältigkeit der Initia- 
tiven aus, die im Zusammenhang der Barritage entwickelt wurden, ob 
nun von Menschen im Hafen selbst oder auch in anderen Städten und 
Ländern, die sich solidarisch verhielten und damit von sich aus die Frage 
der Durchsetzung der Häuser zu einer bundesweiten bzw. internationa- 
len Angelegenheit machten. 

Ich hatte den Hafen bis dahin mehr oder weniger nur registriert; zwar 
mit großer Sympathie, aber doch auch mit einer gewissen Distanz. Das 
war für mich eines der wenigen in der BRD besetzten Häuser, und das 
fand ich auch o.k. und gut, aber das war’s auch schon. Jedenfalls vom 
Gefühl her — im Kopf hatte ich dazu mehr, wie zu so vielem; was aber 
mehr ein Wissen als Begreifen war. 

Das hatte sich über die Barritage grundlegend verändert, weil mir an 
der Direktheit und Lebendigkeit — der sich wohl kaum jemand ver- 
schließen konnte — ein Teil meiner eigenen Abstraktheit erstmal bewußt 
wurde, und wie wenig das, was ich mache, mit Befreiung, Aufbau eige- 
ner Identität und Struktur zu tun hatte. Es war in weiten Teilen ein Hin- 
terherjagen hinter Ansprüchen, die zum Maßstab genommen wurden 
und so letztlich auch nicht mehr waren als der Ausdruck der Differenz 
zwischen Kopfwissen und eigener Realität. 

Also das mal wirklich ändern zu wollen, dafür war der Kampf um die 
Hafenstraße ein Anstoß, der uns dann erstmal dazu brachte, genauer zu 
überlegen, was wir eigentlich selber brauchen und wollen, wie wir über- 
haupt in der eigenen Stadt dastehen und was wir anders wollen. Wir hat- 
ten da gemerkt, daß wir in allem die Veränderung brauchen, sowohl un- 
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sere eigene als auch die der Bedingungen. Um auch mal konkrete Schrit- 

te dahin zu machen, wovon wir immer geredet haben: Kollektivität. Wir 

waren immer so damit umgegangen, als wenn das ein in weiter Ferne lie- 

gendes Ziel ist — auch wenn wir anders geredet haben — und nicht ge- 

nau der Prozeß ist, den wir mit anderen Menschen zusammen machen 
. wenn wir ihn wollen. | 

Und daß das auch nichts mit bestimmten Formen des Kampfs zu tun 
hat — das spukte ja oft auch (meist unausgesprochen) in den Köpfen 
rum. 

Ab dem Moment wurde der Hafen für mich — wie für viele andere 
auch — mehr als nur ‚‚die Häuser“: nämlich ein lebendiger Ausdruck 
von Entschlossenheit und auch Kontinuität, für jeden, der es wissen 
will, begreifbar. 

Und — über die Durchsetzung damals — auch das sichtbare Beispiel, 
daß wir uns hier zusammen durchsetzen können, wenn wir auf der eige- 
nen Kraft aufbauen ; und eben nicht immer nur gegen den Apparat anren- 
nen. 

Die Tatsache der Barritage und unsere eigenen dadurch angeschobe- 
nen Überlegungen wurden für uns so was wie ein Schlüssel zur eigenen 
Veränderung ; wir mußten und wollten ‚‚nur noch‘ rauskriegen, wie wir 
ihn für uns verwenden können. Das heißt, für uns selbst entwickeln, was 
uns mobilisiert hat. Denn so wichtig der Hafen insgesamt und für uns 
selbst wurde, Konnte es nicht darum gehen, daß wir uns auf ihn fixieren. 
Wir wollten nicht schon wieder zu einem konkreten Kampf was machen, 
uns bestimmen, sondern jetzt endlich mal aus uns raus, authentisch und 
internationalistisch um Befreiung kämpfen. Darin blieb der Hafen aller- 
dings wichtig, weil er z.B. über die Sylvestertage damals eine Möglich- 
keit bot, Menschen aus unterschiedlichen Zusammenhängen und Län- 
dern kennenzulernen, miteinander an Fragen zu reden, die es zur Situa- 
tion und aneinander gibt. 

Das war für uns halt bis zum Frühjahr 88 von Bedeutung und ist sicher 
immer noch für viele Menschen eine wichtige und direkte Möglichkeit 
für einen direkten Austausch. 

Als eins der wichtigen Beispiele für Kontinuität im Widerstand gehört 
der Hafen zu den wenigen Projekten, die nach Zeiten von Hochkonjunk- 
tur nicht in der Versenkung verschwanden. 

Und darüber ist er auch ein greifbares Beispiel für die ganze Komple- 
xität und Widersprüchlichkeit in der Entwicklung authentischen Kampfs 
hier. An der Geschichte und Aktualität des Hafens wird nämlich genau 
so greifbar, daß Kampf, Mobilisierungs- und Orientierungsfähigkeit, 
die praktische und lebendige Vermittlung der Existentialität und Mög- 
lichkeit zu siegen 
kein Besitz ist, der — einmal erkämpft — immer vorhanden ist. Daß kein 
Sieg Bestand hat — einfach so. 

Daß es eben keine Freiräume, Nischen gibt, in denen die eigenen Vor- 
stellungen — die im Widerspruch zu diesem Staat und seinen Grundpfei- 
lern aus Konkurrenz und Individualisierung stehen — verwirklicht wer- 
den könnten. 

Auch nicht, wenn der eigene Raum mal hart erkämpft war. An den 
Höhen und Tiefen im Kampf um die Hafenstraße wird deutlich, daß es 
darum geht, die Initiative zu ergreifen, um sie zu behalten; d.h. ständig 
und von sich aus die eigenen Bedingungen zu verbessern, politisch und 
materiell, immer wieder neue Initiativen zu ergreifen, um den Staat in 
die Defensive zu drängen, und sich in die Lage zu versetzen, auf seine 
Angriffe zu reagieren. Weil Zeiten der Passivität und Initiativlosigkeit, 
des Nebeneinanderhers und jeder für sich — was im allgemeinen kurz 
mit „Sumpf“ bezeichnet wird — dem Staatsschutz den Raum lassen, mit 
all seiner Hinterlistigkeit und Gewalt den erkämpften Boden zurückzu- 
drängen. Das ist allerdings nichts Hafenspezifisches, sondern ganz 
grundsätzlich so — es ist der Charakter der Konfrontation. 

Und das macht genau auch die Bedeutung des Hafens aus, diesen Cha- 
rakter konkret begreifen und sich darin entwickeln zu können, zusam- 
men an der Überwindung der Tiefs zu arbeiten. 


Besuchsbericht vom PKK-Prozeß in Düsseldorf 


Das wird jetzt nicht mehr übersetzt, das will ich gar nicht mehr hören! 
(O-Ton Erster Vorsitzender Richter des Staatsschutzsenates am OLG 
Düsseldorf, Belker) 


Am 12.12.90, dem 96. Verhandlungstag, besuchte eine Delegation 
Hamburger Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter den Prozeß ge- 
gen die kurdische Befreiungsbewegung vor dem OLG Düsseldorf, um 
ihre Sorge bezüglich des rechtsstaatlichen Handelns der deutschen Justiz 
zum Ausdruck zu bringen, da dort Repräsentantinnen und Repräsentan- 
ten einer ausländischen Befreiungsbewegung als terroristisch angeklagt 
werden, obwohl die UNO-Charta ausdrücklich kolonial unterdrückten 


Völkern das Recht auf bewaffneten Befreiungskampf zubilligt. 

Die BAW reagierte mit einem vierseitigen Schreiben an die Gewerk- 
schaftsvorstände, in dem sie die Reglementierung der Basis forderte. 
Daraufhin wurde für den 21. Mai zu einem weiteren Prozeßbesuch für 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter mobilisiert. 


Nach eineinhalb Jahren war der 21. Mai der 135. Prozeßtag im größten 
Schauprozeß in der Geschichte der BRD gegen eine Befreiungsbewe- 
gung aus den drei Kontinenten. 

Trotz der empörenden angeblichen Beweisführung seitens der Bun- 
desanwaltschaft (BAW) sind von den ursprünglich 21 Angeklagten im- 
mer noch vier in Haft und insgesamt 16 im Prozeß. Bei acht von den 16 
Angeklagten hat das Gericht die Einstellung des Verfahrens „wegen Ge- 
ringfügigkeit‘‘ angeboten. Die acht Angeklagten lehnten dies ab. Vor 
allem ein imperialistischer Staat wie die BRD (auf dem Weg zum Vier- 
ten Reich) konnte und kann es sich leisten, diese Frauen und Männer erst 
zwei Jahre in den Knast zu stecken, sie zu meuchelmordenden Topter- 
roristen hochzustilisieren und ihnen jetzt anzubieten, „wegen Geringfü- 
gigkeit‘“ einzustellen. 


Hintergrund und Ursache für diesen $ 129a-Prozeß ist und bleibt die 
imperialistische Aufstandsbekämpfung gegen den umfassenden Befrei- 
ungskampf der PKK (Arbeiterpartei Kurdistans). 

Im Anschluß an den von den imperialistischen Staaten angezeitellen 
Golfkrieg wurde die südkurdische Bevölkerung zum Aufstand unter der 
kollaborierenden Führung z.B. eines reaktionären ‚‚Führers‘‘ Talabani 
aufgerufen. Ziel ist die Verhinderung eines befreiten und sozialistischen 
Kurdistans. Der erste absehbare „Erfolg“ war die Niederschlagung des 
Aufstandes durch den irakischen Staat. 

Die Einrichtung eines sogenannten Sicherheitsgürtels zwischen den 
verschiedenen Teilen Kurdistans ermöglicht die ständige Stationierung 
von US- und NATO-Truppen inmitten Kurdistans. Während Bundesar- 
beitsminister Blüm Krokodilstränen um die verschlammten, hungern- 
den, frierenden kurdischen Kinder weint, sich die bundesdeutsche auf- 
geklärte Bevölkerung mit humanitären Hilfsaktionen selbstbeweihräu- 
chert, die Palästinenserinnen und Palästinenser in den Lagern längst ver- 
gessen sind, werden an keiner Stelle die wahren Verursacher und Schul- 
digen benannt. Für die imperialistischen Staaten ist kein Preis zu hoch. 
Zur Verhinderung eines breiten Durchbruchs des Kampfes für ein sozia- 
listisches befreites Kurdistan planen sie einerseits die Zerstörung der 
Widerstandsstrukturen (bei gleichzeitiger Aufwertung der Feudalstruk- 
turen). Andererseits nehmen sie den Tod tausender Menschen in Kauf, 


um das Leben aller bedrohten Kurdinnen und Kurden auf den blanken 


Existenzkampf zu reduzieren. 

Die Drohung und Durchführung der massenhaften Liquidierung von 
arabischen und kurdischen Frauen und Männern soll jeglichen Wider- 
stand gegen Ausbeutung und Unterdrückung verhindern. 


Da mit Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern die sog. liberale 
Öffentlichkeit im Gerichtssaal anwesend war, versuchte sich der Vorsit- 
zende Richter Belker in den ersten Verhandlungsminuten moderat zu 
geben. Auf die Begrüßung der inhaftierten Angeklagten und auf die For- 
derung der Verteidigung, einen türkischen oder kurdischen Besucher, 
der sich mit einem Führerschein ausweisen konnte, Einlaß zu gewähren 
(der Antrag wurde vom Senat abgelehnt), reagierte er mit einer lockeren 
Ansprache an die „Öffentlichkeit“ : „Ist das jetzt das Schauspiel für die 
IG Medien?“ 

Seine zur Schau gestellte Freundlichkeit bekam kurz darauf die ersten 
Risse. Der bundesweit erste Kronzeuge Cetiner ignorierte schon gleich 
die erste Frage des Vorsitzenden Richters und „besserte‘‘ wie schon so 
oft erst einmal seine Aussagen der letzten Woche nach und denunzierte 
dabei u.a. neue, in den Akten bisher unbekannte Personen. Da zur Zeit 
nur der Senat das Fragerecht an den Zeugen hat, konnte und kann Ceti- 
ner ungestört erzählen, was vorher von der BAW als wichtig bestimmt 
wurde. Einige Fragen werden beantwortet, wobei der Stil eher an ein 
abgelesenes Vernehmungsprotokoll erinnert, andere eben nicht. So er- 
zählte Cetiner beispielsweise von einer Sitzung des Generalsekretariats 
der PKK vor acht Jahren (1983 !). Er konnte sich an Zeit, Ort, an anwe- 
sende Personen, ihren Namen und Decknamen (und nur an das, in genau 
dieser Reihenfolge) ‚erinnern‘. Die Frage, ob er selber an dieser Sit- 
zung teilgenommen hatte, wollte und konnte er schon nicht mehr beant- 
worten. Von Richter Belker braucht er zumindest keine unangenehmen 
Nachfragen zu erwarten. 

Das ist auch nicht weiter verwunderlich, da Cetiner der dritte von den 
drei wichtigsten Zeugen ist. Der erste Hauptbelastungszeuge lehnte be- 
reits vor Verhandlungsbeginn jede weitere Aussage ab, der zweite ver- 
wickelte sich derartig in Widersprüche, daß ihm auf einmal einfiel, daß 
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er ja mit einem Angeklagten verwandt ist. Bleibt Cetiner, ein gekaufter 
Zeuge, der schon im Mordfall Olof Palme mit diversen falschen An- 
schuldigen geglänzt hat. Von diesem Zeugen erklärt die BAW, erst er 
mache die Anklage gegen die Befreiungskämpferinnen und Befreiungs- 
kämpfer rund. 

Ohne (aber auch mit) den Kronzeugen Cetiner wird das Anklagekon- 
strukt der BAW endgültig zusammenbrechen. Um die angeknackste 
Glaubwürdigkeit des Zeugen zu retten, versuchen die BAW und der 
Strafsenat, eine neue Legende zu schaffen. Diese besagt, daß die Ange- 
klagten und die Verteidigung vor nichts mehr Angst hätten als vor der 
Zeugenaussage Cetiners und demzufolge mit allen Mitteln dessen Ver- 
nehmung in der Hauptverhandlung verhindern wollten. Natürlich wird 
Cetiner als Zeuge grundsätzlich abgelehnt, da seine Intrigenspiele be- 
reits in Schweden aufgedeckt wurden. Da er aber nun als Kronzeuge 
anwesend ist, wird die Verteidigung ihn ‚als gekauften Zeugen“ entlar- 
ven. Seine Rolle als Hauptbelastungszeuge wird er nur so lange erfüllen 
können, solange er von der Verteidigung nicht befragt werden kann. 

Eine Legende muß erst einmal geschaffen und dann am Leben erhalten 

werden. Ein typischer Lebenserhaltungsversuch war der 135. Hauptver- 
handlungstag. Nachdem Cetiner eine halbe Stunde „Aussagen“ ge- 
macht hatte, begann eine offensichtlich inszenierte, siebenstündige Auf- 
führung, die oben beschriebener Legendenbildung dienen sollte. Als 
Auslöser diente ein angeblich beleidigender Zwischenruf eines Ange- 
klagten. Der Inhalt dieses Zwischenrufes konnte bis zum Ende des Ver- 
handlungstages nicht geklärt werden, darum ging es aber auch bald 
schon nicht mehr. Für die Behauptung, daß das Wort Esel gefallen sein 
soll, was außer Cetiner nicht einmal die Gerichtsdolmetscher gehört hat- 
ten (die sehr wohl den Rest des Zwischenrufes wiedergeben konnten), 
wurden zwei Angeklagte zu vier und sieben Tagen Knast und Ausschluß 
aus der Hauptverhandlung für zehn Tage verknackt. 
. Gegen die Verhängung dieser Ordnungsmittel mit dieser Behauptung 
wehrten sich sowohl die Angeklagten als auch die Anwältinnen und An- 
wälte und die anwesende Öffentlichkeit. Für die ersten Zwischenrufe 
auf die Lüge Cetiners gab es die verhängten Ordnungsstrafen. Als die 
Angeklagten protestierten, wurden weitere Ordnungsstrafen angedroht. 
Zur Durchsetzung und Untermauerung wurden dann alle Verteidigungs- 
versuche konsequent unterbunden. Verteidigerinnen und Verteidiger 
bekamen keine Zeit für eine Beratung mit ihren Mandanten, den Ange- 
klagten wurde konsequent nach einer Minute Redezeit das Wort entzo- 
gen, zwischendurch hagelte es Ermahnungen und Androhungen von 
Ordnungsstrafen gegen die Angeklagten. Der Verteidigung wurde vor- 
geworfen, ihre Mandantinnen und Mandanten nicht ordnungsgemäß zu 
beraten, sondern sie in ihrem ‚„‚ungebührlichen Verhalten‘ zu unterstüt- 
zen. Selbst die Öffentlichkeit wurde von dieser Bestrafungswut des Vor- 
sitzenden Richters und der BAW nicht ausgenommen. Lediglich die 
fortgeschrittene Zeit, mittlerweile waren sieben Stunden vergangen, be- 
endete diese Inszenierung. Begründet wurden alle Strafen und Strafan- 
drohungen mit dem Vorwurf, die Angeklagten und ihre Verteidigung 
würden , fortgesetzt“ die Befragung des Kronzeugen Cetiner verhin- 
dern. 

Zwischenrufe des Bundesanwalts Senge wie „Schwachsinn“ u.ä. stö- 
ren Richter Belker nicht. Auch daß Bundesanwalt Senge seine männli- 
che Eitelkeit mit minutenlangen Hetztiraden gegen eine Anwältin bestä- 
tigen muß, stört den Verhandlungslauf nicht. 

Durch die massive öffentliche und justizinterne Kritik an diesem 
Mammutverfahren steht der Staatsschutzsenat unter Druck. In diesem — 
selbst geschaffenen — Dilemma wird massiv nach den Mitteln der Ord- 
nungshaft und des Ausschlusses aus der Hauptverhandlung gegriffen, 
deren Ziel es unter anderem ist, die Angeklagten als Subjekte in dem 
Verfahren auszuschalten und konkret am liebsten den Zeugen ohne die 
Angeklagten zu vernehmen, einen Geisterprozeß zu inszenieren. 

Am folgenden 136. Verhandlungstag wurden sechs weitere Ange- 
klagte, darunter die vier inhaftierten Angeklagten, zu Ordnungshaft und 
Ausschluß aus der Hauptverhandlung bis nach der Sommerpause ver- 
knackt. Grund hierfür war einzig und allein der kurze Protest (keine Mi- 
nute) nach der Verkündung der Ordnungshaft- und Ausschluß-Beschlüs- 
se gegen Meral Kidir und Mehmet Sait Yilderim. Diese völlig überzoge- 
ne Maßnahme ist nur ein weiterer Beweis für die oben genannte Prozeß- 
taktik, den gekauften und präparierten Zeugen ohne die Angeklagten zu 
vernehmen. Wir werden noch sehen, wie lange er dann noch zur Verfü- 
gung steht. 

Die BAW hat den Prozeß schon längst verloren. Angekündigt als der 
größte Terroristenprozeß in der Geschichte der BRD bricht nun Stück 
für Stück die Anklage zusammen. Daß jetzt mit billigen Tricks gearbei- 
tet wird, wundert nicht, sondern macht nur deutlich, daß selbst bei einer 
Verurteilung einzelner Angeklagter (und die ist in diesem Land auch 
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ohne „Beweise“ möglich) die PKK diesen Prozeß politisch gewonnen 


hat 


Solidarität mit dem Kampf um ein befreites sozialistisches Kurdistan! 
Einstellung aller 129a-Verfahren! 


Hungerstreik der 
politischen Gefangenen in Südafrika 


Der seit dem 2.5.91 andauernde Hungerstreik der politischen Gefange- 
nen in verschiedenen Knästen Südafrikas spitzt sich immer weiter zu. 
Die Gefangenen fordern ihre sofortige Freilassung, die die Regierung 
im sog. „Pretoria-Protokoll‘“ bis spätestens zum 30.4.91 zugesichert 
hatte. 

Am Hungerstreik beteiligten sich insgesamt 197 Gefangene, bei vie- 
len ist der gesundheitliche Zustand inzwischen äußerst bedrohlich, eini- 
ge wurden bereits in Krankenhäuser verlegt. Trotzdem ist nicht nur kei- 
ne Erfüllung der zugesagten Verpflichtung seitens der Regierung in 
Sicht, sondern die Behandlung einiger Gefangener läßt an Brutalität 
nichts offen: So wurden einige in Leichenhallen mit Kühltemperatur ge- 
sperrt, und es wurde ihnen gesagt, dort könnten sie sich dann „gleich zu 
Tode frieren“. Andere wurden ans Bett gefesselt und zwangsernährt, 
wieder anderen wurde nach ihrem Abbruch selbst die „normale Kost‘ 
verweigert, ihnen stünden nur ,Hungerrationen“ zu. 

An einem vom ANC ausgerufenen ‚Tag der Solidarität‘, dem 
22.5.91, wurden weltweit Solidaritätshungerstreiks für diesen Tag 
durchgeführt, an denen sich auch Abgeordnete und andere Persönlich- 
keiten des Öffentlichen Lebens, darunter der Polizeichef der Niederlan- 
de, beteiligten. Viele Mitglieder des ANC sowie von COSATU (südafri- 
kanische schwarze Gewerkschaftsbewegung) sowie Nelson Mandela 
haben ebenfalls ein 24stündiges Solidaritätsfasten durchgeführt. 

Anläßlich des Besuches des südafrikanischen Regierungschefs de 
Klerk hatten die Gefangenen des Hochsicherheitsknastes von Robben Is- 
land eine Erklärung veröffentlicht, die wir nachstehend dokumentieren. 
In einer kurzen Erklärung von hungerstreikenden Gefangenen, die ins 
Sommerset Hospital verlegt worden waren, sagen diese am 18.5. 91 
(dem 16. Tag), daß sie ihren Hungerstreik so lange fortsetzen werden, 
bis sie freigelassen sind — oder bis zu ihrem Tod. Die kürzliche Freilas- 
sung von sieben Gefangenen ändert ebensowenig wie die kosmetischen 
Verschleierungsversuche des südafrikanischen Regimes etwas daran, 
daß die einzige und inzwischen weltweit unterstützte Forderung lautet: 
Freiheit für alle politischen Gefangenen! 


„Wir, die Gefangenen des Hochsicherheitsgefängnisses Robben Island, 
haben mit Interesse zur Kenntnis genommen, daß Präsident de Klerk, 
der Führer jener Regierung, die nach wie vor das unmenschliche System 
der Apartheid fortführt, Ihr Land besucht. Wir sind uns schmerzlich der 
Tatsache bewußt, daß das tatsächliche und hauptsächliche Anliegen sei- 
nes Besuches der Versuch ist, die Aufhebung der Sanktionen gegen Süd- 
afrika zu erreichen. 

Nichtsdestotrotz wollen wir, als politische Gefangene, hier die Wahr- 
heit über seine Absichten ans Licht bringen. Immer noch sind Tausende 
von uns in den Apartheid-Gefängnissen, und jedes Mal, wenn de Klerk 
eine solche Reise unternimmt, läßt er einige wenige politische Gefange- 
ne frei, um die Welt glauben zu machen, er sei auf dem richtigen Weg 
und müsse dafür belohnt werden. Wir möchten auf die üble Methode 
hinweisen, menschliche Leben als eine Art ‚geschäftliches Zahlungsmit- 
tel‘ zu betrachten. 

Unsere Organisation, der ANC, hat sich selbst zu einer friedlichen 
Lösung des Konflikts in Südafrika bekannt. Als einen klaren Beweis für 
die Ernsthaftigkeit und Wahrheit dieser Aussage hat sie einseitig erklärt, 
daß der bewaffnete Kampf eingestellt wird. In diesem Zusammenhang 
hat sie die Freilassung aller politischen Gefangenen und die sichere 
Rückkehr aller aus dem politischen Exil gefordert. Wie auch immer, die 
entsprechenden Zusagen der Regierung wurden bis heute nicht erfüllt. 

Unsere andauernde Haft in Robben Island bringt es auf den Punkt: 
Gleichgültig, welche Kriterien man für die politischen Gefangenen an- 
wendet, unsere Fälle sind so klar und eindeutig, wie es besser nicht mög- 
lich ist. Der kleinste Funke des gesunden Menschenverstandes kann je- 
dem sagen, daß jedes Freilassungsprogramm daher mit unserer Freilas- 
sung beginnen muß. Wir bitten Sie inständig um Ihre Hilfe und Unter- 
stützung, indem Sie wirtschaftlichen und politischen Druck auf das per- 
fide Regime der Regierung de Klerk ausüben. 

Wir bitten Sie, diesen Druck auszuüben, damit diese Regierung sich 
an die Frist des 30. April hält und alle politischen Gefangenen freiläßt. 

24.4.91 
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Chile. Auch in Chile sind seit 30.5. zahlreiche politische Gefangene in 
einen unbefristeten Hungerstreik getreten, um eine Beschleunigung 
ihrer Verfahren im Hinblick auf ihre Freilassung zu erreichen. Es sollen 
sich 177 Gefangene an dem Hungerstreik beteiligen. (nach taz vom 
1.6.91) 


Italien: Verlegungen politischer Gefangener 


Nachfolgend veröffentlichen wir auszugsweise einen Brief eines italieni- 
schen Genossen aus dem Kollektiv Wotta Sitta, in dem er genauer über 
die letzten Verlegungen berichtet. 

. - - Ungefähr bis 1985 wurden hier in Italien Genossen ziemlich häufig 
in andere Gefängnisse verlegt. Immer neue Konstellationen unter den 
Gefangenen zu schaffen, war ein Mittel, das das Justizministerium im- 
mer schon angewandt hat, um jegliche kollektive Zusammenschließung 
zu verhindern und um jegliche Bindung, nicht nur unter den Gefange- 
nen, sondern auch mit der Außenwelt, auszuschließen. So wurden bei- 
spielsweise fast alle Genossinnen und Genossen in Gefängnisse verlegt, 
die sehr weit von ihrem Wohnort entfernt waren, so daß es für sie beson- 
ders schwierig war, Besuch von ihren Angehörigen zu erhalten. 

Seit fünf Jahren hat sich die Behandlung der Gefangenen dahingehend 

geändert, daß Sonderabteilungen mit einer immer kleineren, festen An- 
zahl von Gefangenen gebildet wurden. Auf diese Art und Weise hat die 
Politik der Gefängnisverwaltung, die auf eine Zerstörung der revolutio- 
nären Subjektivität abzielt, alle Voraussetzungen für eine zunehmende 
Individualisierung und Isolierung aller jener Gefangener geschaffen, die 
in den letzten Jahren eine Resozialisierung / das Eingeständnis einer Nie- 
derlage abgelehnt und bekämpft haben und die ihre antagonistische Iden- 
tität oder ihre kollektive Militanz beibehalten haben. 
: Im Zuge dieser Politik wurden in den vergangenen drei Jahren in Tra- 
ni wieder Sonderabteilungen für die politischen Gefangenen geschaffen, 
wohin dann ein Dutzend Genossen, die vorher hier bei uns in Novara 
waren, verlegt wurden. Das geschah vor allem auch deshalb, weil es uns 
hier in Novara trotz aller politischen Differenzen gelungen war, Aktio- 
nen eines einheitlichen Kampfes auf die Beine zu stellen. 

In der letzten Zeit gab es nur ein paar Fälle, in denen GenossInnen ver- 
legt wurden, und das aus besonderen Gründen, wie z.B. nach den Zu- 
sammenstößen mit dem Wachpersonal hier in Novara. Auch wurden alle 
GenossInnen der BR-PCC, die im Jahre 1988 gefangen genommen wur- 
den und auf viele unterschiedliche Gefängnisse verteilt waren, in die je- 
weiligen Abteilungen nach Trani, Ascoli, Cuneo, Roma Rebibbia, Lati- 
na verlegt und ein paar Leute auch hier nach Novara. 

Allerdings hatte die Verlegung der Genossen aus den Gefängnissen in 
Trani und Ascoli Piceno in die neue Abteilung des Gefängnisses in Cari- 
nola keinen besonderen Grund. In Carinola sitzen jetzt sieben Genossen 
ein, fünf kommen aus Trani und zwei aus Ascoli. Was sie gemeinsam 
haben, ist die Tatsache, daß sie alle aus Neapel stammen. 

Nach unseren Informationen wurden die Verlegungen vom Ministeri- 
um mit dem vordergründigen Aspekt der „Regionalisierung‘‘ begrün- 
det. Mit der ‚„‚Regionalisierung‘‘ versucht das Ministerium, so die Eröff- 
nung dieser neuen Abteilung zu rechtfertigen. Wenn dem wirklich so ist, 
wird es noch mehr Verlegungen geben, denn auch ich komme aus Nea- 
pel. Giovanni Gentile Schiavone und Salvatore Colonna sind Neapolita- 
ner und wurden nach Trani verlegt. Salvatore Colonna beispielsweise 
war bis vor vier Monaten noch hier und wurde dann nach Trani verlegt, 
weil er den Antrag gestellt hatte, für einen Monat in ein Gefängnis ver- 
legt zu werden, das von seinen Angehörigen leichter erreicht werden 
kann. Bis heute wurde er noch nicht zurückverlegt, obwohl ihm immer 
wieder gesagt wird, daß er noch hier in Novara registriert sei. Wir wis- 
sen also noch nicht, wie sich diese neue Situation entwickeln wird. 


Die ‚„Regionalisierung der Strafe“ ist eines der neuen Kriterien, nach 
denen das Ministerium seit ein paar Jahren über die Unterbringung der 
Gefangenen ganz allgemein in den verschiedenen Gefängnissen in Ita- 
lien entscheidet, nämlich abhängig vom jeweiligen Wohnort. Dieses 
Kriterium ist Teil der Politik der ‚‚Wiedereingliederung in die Gesell- 
schaft“ Die Fachleute sagen, daß dieses Ziel leichter erreicht werden 
kann, wenn die sozialen Bindungen an die Angehörigen nicht zerschnit- 
ten werden. Aber dieses Kriterium ist bisher bei allen Gefangenen auf 
keine große Gegenliebe gestoßen. Unter anderem auch deshalb nicht, 
weil die Verlegung in weit entfernte Gefängnisse immer als Mittel einge- 
setzt wird, Druck auf die Gefangenen, auf ihr Verhalten auszuüben. Wir 
haben uns deshalb nie um eine Verlegung bemüht, aber auch weil es ei- 
gentlich nicht das ist, was uns interessiert. 

Einige von uns, die ihre Angehörigen wegen der großen Entfernung 
nur selten (manchmal jahrelang nicht) sehen, beantragen von Zeit zu 


Zeit eine ein- oder zweimonatige Verlegung in ein anderes Gefängnis, 
das näher am Wohnort der Angehörigen liegt. In der letzten Zeit werden 
diese Anträge meistens bewilligt. Diese ‚‚Besuchsverlegungen‘‘ können 
alle sechs Monate für einen Monat erlaubt werden. In dem Monat hat 
man dann sechs Besuchsstunden für die Angehörigen. | 

Die „Besuchsverlegung‘‘ kann auch von Genossinnen und Genossen 
beantragt werden, die verheiratet sind oder zusammengelebt haben und 
in unterschiedlichen Gefängnissen sitzen ... 
Vittorio Bolognese 

13.2. 1991 

Aktuelle Adressen von Gefangenen aus dem Kollektiv Wotta Sitta: 
— Rosa Mura, Caterina Spano, Anna Cotone, Maria Pia Vianale, Nata- 
lia Ligas und Susanna Berardi: Carcere Speciale (Sondergefängnis), 
04100 Latina 
— Aleramo Virgili: Carcere Speciale, 12100 Cuneo 
— Lorenzo Calzone, Vittorio Blognese, Luciano Farina, Davide Fad- 
da, Salvatore Colonna: Carcere Speciale, Via Sforzesca No. 49, 28100 
Novara 
— Stefano Scarabello, Nicola Pellecchia, Pasquale De Laurentis, Gio- 
vanni Gentile Schiavone, Michele Pegna: Carcere Speciale, Via S. 
Biago, 81030 Carinola (Caserta) 
— Giovanni Senzani: Carcere Speciale, 63046 Marino Del Trento 
(Ascoli Piceno) 


Politische Prozesse in Spanien 


Prozesse gegen Ramön Foncubierta Ariza, Ana Garcia Rueda, Rosario 
Narváez Ternero, Milagros Caballero Carbonell und Maria Jesús Ro- 
mero Vega u.a. 

Anfang April begann in Madrid eine Serie von Prozessen gegen mehrere 
politische Gefangene, die sich bis Februar allesamt noch in dem langen 
Hungerstreik für ihre Wiederzusammenlegung befunden hatten. Ver- 
handelt wird gegen sie u.a. wegen mehrerer Banküberfälle und Entfüh- 
rungen und wegen Mitgliedschaft in einer bewaffneten Bande (ent- 
spricht dem § 129a). Die Staatsanwaltschaften forderten zwischen acht 
und 53 Jahren Gefängnis. Trotz der wenigen Zeit seit Ende des Streiks 
und der mangelnden Erholung wurde nur bei Milagros Caballero der 
Prozeß wegen ihres Gesundheitszustandes ausgesetzt. (nach EGIN, 
einer baskischen Tageszeitung) 


Erstes Verfahren gegen Germän Rubenach 

Ebenfalls Anfang April begann in Madrid das erste Verfahren gegen 
Germán Rubenach, den einzigen Überlebenden des „‚Comandos Nafar- 
roa“, nach den Vorkommnissen am Foz de Lumbier (Euskadi). 

Am 25.6.90 war der Polizeiversion zufolge eine Guardia-Civil-Pa- 
trouille von einem ETA-Kommando angegriffen worden. Ein Guardia 
wurde getötet, ein weiterer verletzt. Einen Kilometer entfernt sei dann 
abends Germän Rubenach durch einen Kopfschuß schwerverletzt gefun- 
den worden und am nächsten Morgen nicht weit davon die Leichen von 
Juan Maria Lizarralde und Susana Arregi Maiztegi. Sie sollen sich ein- 
gekreist gesehen und Selbstmord begangen haben. Dagegen sprechen 
nicht nur Erklärungen von ETA, sondern auch eine Menge Indizien, 
z.B. wurde bei der Autopsie Wasser in der Lunge von Lizarralde gefun- 
den. Im Krankenhaus ist Germän Rubenach trotz seiner gravierenden 
gesundheitlichen Situation, trotz Bewußtlosigkeit und Gedächtnisver- 
lust verhört worden; dabei soll er eine Unmenge von Anschlägen ge- 
standen haben. Seine AnwältInnen konnten erst nach langem juristi- 
schem Tauziehen ungestört und unbeobachtet mit ihm sprechen. Immer- 
hin erreichten sie mittlerweile schon die Einstellung zweier Verfahren, 
die sich auf die Krankenhaus-Aussagen stützten. In dem aktuellen Pro- 
zeß verneinte Rubenach seine Beteiligung an dem verhandelten An- 
schlag, erklärte aber: „Ich werde so lange Etarra sein, bis eine Verhand- 
lungslösung gefunden wird.“ (nach EGIN, einer baskischen Tageszei- 
tung) 


Im Prozeß gegen einen Ausgelieferten stand Folter im Mittelpunkt 

In dem Prozeß gegen den 1990 von der französischen Regierung ausge- 
lieferten baskischen Flüchtling Carmelo Garcia Mertxan, der an einem 
Anschlag auf einen Mautbeamten teilgenommen haben soll (nach ETA 
ein Polizeispitzel), gab Carmelo Mertxan am 5.4. eine Erklärung ab. 
Einziger Beweis ist die Aussage eines Mitgliedes des ‚‚Comando Kio- 
to“, Ernesto Alberdi. Er aber erklärte, er habe irgendwelche Namen wie 
z.B. auch den seines Vaters genannt, um „Zeit zu gewinnen, damit das 
Kommando fliehen könnte“ Alberdi schilderte, wie sie ihn bei der 
Guardia Civil „mit einem Baseballschläger schlugen ; sie rissen mir den 
Bart aus, und ich mußte ihn essen, sie beschossen mich mit Tränengas, 
ich mußte barfuß durch Gestrüpp laufen . . “ Das alles in den zehn Ta- 
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gen bei der Guardia Civil. Aber auch in den Kerkern des Nationalge- 
richtshofes ging die Folter weiter. „Ein Mann mit weißem Hemd trat 
ein, und sie fingen an, mich zu schlagen. Sie sagten, das sei, damit ich 
wisse, was ich auszusagen hätte.“ 

Garcia Mertxan erklärte, daß er nach Frankreich floh, weil er große 
Angst hatte. Diese Angst war die Folge früherer Verhaftungen, bei de- 
nen er gefoltert worden war. Außerdem wurde er 1979 ‚von den Guer- 
tilleros de Christo Rey angegriffen. Sie schlugen mir den Schädel ein. 
Ständig bekam ich Drohungen, sie würden mich töten, weil ich Gewerk- 
schafter sei.“ Der politische Gefangene war in der baskischen Gewerk- 
schaft LAB. Nach diesen Geschehnissen versteckte er sich bis Dezem- 
ber 1980. Währenddessen wurde Ernesto Alberdi verhaftet. Da ent- 
schloß er sich, nach Frankreich zu fliehen, wo er arbeiten konnte. (nach 
EGIN, einer baskischen Tageszeitung) 


Repression und Kriminalisierung 


Bonn. Am 23.4. 91 drangen sechs Beamte des Polizeilichen Staatsschut- 
zes, des sogenannten Präsidialbüros II (früher 14. Kommissariat, K 14), 
in die Räume der Kneipe Bazooka in der Bonner Nordstadt kurz vor der 
Öffnung um 17 Uhr ein. Zuvor hatten sie den an diesem Tag dort arbei- 
tenden Angestellten mit Handschellen gefesselt, da er sich nicht „‚koope- 
rativ‘‘ gezeigt habe, und seine Begleiterin durchsucht. Es wurde ihnen 
nicht erlaubt, zu telefonieren. i 

Als Begründung für ihr Vorgehen wurde eine ‚„‚fernmündliche Anord- 
nung der Bundesanwaltschaft‘‘ angegeben, ein schriftlicher Durchsu- 
chungsbefehl sei nicht nötig, da „Gefahr im Verzug‘ sei. Sie verwiesen 
auf ein Ermittlungsverfahren wegen ‚des Verdachts der Werbung für 
eine terroristische Vereinigung“ nach Paragraph 129a, das sich gegen 
die in Köln erscheinende linke Zeitung agitare bene richte. Nach einer 
halbstündigen Durchsuchung zogen die Staatsschützer mit zwei Exem- 
plaren der agitare bene (Nr. 40 und 41) wieder ab. 


Freiburg. Zum zweiten Mal wurde der Infoladen ‚‚Subito‘‘ in Freiburg 
durchsucht. Wie auch schon bei der letzten Durchsuchung am 23. 7.90 
wurde im Durchsuchungsbeschluß des OLG Stuttgart auch diesmal (am 
9.4.) als Begründung ein Ermittlungsverfahren gegen „unbekannte 
Verfasser, Herausgeber, Hersteller und Verbreiter der Druckschrift 
Ausbruch‘“ genannt wegen ‚Werbung für eine terroristische Vereini- 
gung“ nach $ 129a. 

Die Ausbruch ist eine Freiburger Zeitung, in der Artikel zum Interna- 
tionalismus, zu sozialen und politischen Gefangenen, zum Frauenwider- 
stand, zu regionalen Diskussionen und Aktivitäten usw. veröffentlicht 
werden. 


Prozeßtermine 


| Prozeß gegen Holger Deilke 
Der $ 129a-Prozeß gegen Holger Deilke vor dem Oberlandesgericht 
Hamburg, Sievekingsplatz, Saal 288, wird fortgesetzt am 7., 12., 13., 
19., 21., 26., 27.6., 9 Uhr; 1. und 3. Juli, 8 Uhr; 5.8., 13 Uhr. 


Prozeß gegen Gerry Hanratty und Gerry McGeough 
Der Prozeß gegen die beiden irischen Genossen vor dem OLG Düssel- 
dorf in der Tannenstraße wird fortgesetzt am 13.6., 21.6., 22.6., 
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27.6.; 4.7., 5.7., 11.7., jeweils 9.15 Uhr. 


Kurdenprozeß 
Der Kurdenprozeß in Düsseldorf in der Tannenstraße wird fortgesetzt 
amt 1i 6,12367 1816: 19:6: 125:0: 20.0 2 I 0376 921210:7,, 
167-167 T: 219285 20.8 278. 288 a8 OPAO 0O 
11.9., 23.9., 24.9., jeweils um 9.15 Uhr. 


Kurdenprozeß in Celle 


‚ Der sog. zweite PKK-Prozeß gegen vier Kurdinnen und Kurden (zwei 
von ihnen sind seit September bzw. April 1990 unter Isolationshaftbe- . 


dingungen im Knast) vor dem OLG Celle findet dienstags um 9.45 Uhr 

und mittwochs um 9.15 Uhr in der Kanzleistr. 4 statt. 
Revisionsprozeß gegen Bärbel, Norbert und Thomas 

Die nächsten Termine im Revisionsprozeß gegen Bärbel Perau, Nobert 

Hofmeier und Thomas Thoene vor dem Oberlandesgericht Düsseldorf 

in der Tannenstraße sind am 14.6., 24.6., jeweils um 9.15 Uhr. 


Prozeß gegen zwei Palästinser beendet 

Kurz vor Redaktionsschluß haben wir aus der taz entnommen, daß der 
Prozeß gegen Hafisz Kassem Hussein und Abdel Fattah Ghadanfar, Mit- 
glieder der palästinensischen Befreiungsbewegung PFLP, vor dem OLG 
Frankfurt am 3. Juni mit hohen Haftstrafen zu Ende ging. Der Staats- 
schutzsenat verurteilte sie zu 15 bzw. 12 Jahren Haft wegen „gemein- 
schaftlichen versuchten Mordes“ und ‚Verstößen gegen das Kriegswaf- 
fenkontrollgesetz und das Sprengstoffgesetz‘“ (ihnen wurden zwei 
Sprengstoffanschläge gegen US-Militärtransportzüge vorgeworfen). 


Termine 


Essen. 6.-8.6, Parkplatz / Zweigertstr., Infotisch und Musik vor dem 
Knast: 7.6. von 11-15 Uhr und 8.6. von 10-14 Uhr. 

Bochum. 7.6., 17 Uhr, Dr.-Ruer-Platz, Demonstration zum Knast; 19 
Uhr Kundgebung, Karl-Lange-Str. 

Hamburg. 14.6., 19.30 Uhr, HWP, Diskussionsveranstaltung mit 
Eleuterio Fernändez Huidobro, ehem. Comandante der uruguayischen 
Nationalen Befreiungsbewegung MLN, nach elfeinhalb Jahren völliger 
Isolationshaft im März 1985 freigelassen. 

Hamburg. 15.6., 19.30 Uhr, Haus für Alle, Amandastr. 58 (Eintritt 
5 DM/3 DM), Lesung aus dem Buch ‚Wie Efeu an der Mauer“ von 
Mauricio Rosencof und Eleuterio Fernändez Huidobro. 

Nürnberg. 15.6., 19 Uhr, Komm-Festsaal, Veranstaltung zum $ 129a 
u.a. mit dem Ziel, „der Kriminalisierung von Meinungsäußerungen in 
der Region etwas entgegenzusetzen;; die schon erfolgten wie versuchten 
Verschärfungen der Haftbedingungen rückgängig zu machen bzw. zu 
verhindern; die Zusammenlegungsforderung gesellschaftlich breiter zu 
verankern und Initiativen hierfür zu stärken bzw. zu beginnen“. 


Irische Musik 

Michael Major, der Neffe von Gerry Hanratty, kommt Mitte August mit 
seiner Freundin zu einer BRD-Tournee. Nach dem Besuch bei seinem 
Onkel im Knast Mitte August sucht er für ihre vierwöchige Tournee 
noch Städte, die an einem Auftritt der beiden interessiert sind. Sie ma- 
chen eine Mischung aus irischer Musik und Rockmusik. Wer Interesse 
an den beiden hat und ihnen einen Auftritt vermitteln kann, schreibe bitte 
dem Angehörigen-Info in Hamburg. 












